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§ 650a § 650a 

Bauvertrag Bauvertrag 

(1) Ein Bauvertrag ist ein Vertrag über 
die Herstellung, die Wiederherstellung, die 
Beseitigung oder den Umbau eines Bau-
werks, einer Außenanlage oder eines Teils 
davon. Für den Bauvertrag gelten ergän-
zend die folgenden Vorschriften dieses Ka-
pitels. 

(1) Ein Bauvertrag ist ein Vertrag über 
die Herstellung, die Wiederherstellung, die 
Beseitigung oder den Umbau eines Bau-
werks, einer Außenanlage oder eines Teils 
davon. Für den Bauvertrag gelten ergän-
zend die folgenden Vorschriften dieses Ka-
pitels. 

(2) Ein Vertrag über die Instandhaltung 
eines Bauwerks ist ein Bauvertrag, wenn 
das Werk für die Konstruktion, den Bestand 
oder den bestimmungsgemäßen Gebrauch 
von wesentlicher Bedeutung ist. 

(2) Ein Vertrag über die Instandhaltung 
eines Bauwerks ist ein Bauvertrag, wenn 
das Werk für die Konstruktion, den Bestand 
oder den bestimmungsgemäßen Gebrauch 
von wesentlicher Bedeutung ist. 

(---) (3) Es wird vermutet, dass 

1. bautechnische Normungen, die sicher-
heitstechnische Festlegungen enthal-
ten, anerkannte Regeln der Technik 
sind und 

2. bautechnische Normungen, die reine 
Ausstattungs- und Komfortmerkmale 
abbilden, keine anerkannten Regeln 
der Technik sind. 
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§ 650f § 650f 

Bauhandwerkersicherung Bauhandwerkersicherung 

(1) Der Unternehmer kann vom Bestel-
ler Sicherheit für die auch in Zusatzaufträ-
gen vereinbarte und noch nicht gezahlte 
Vergütung einschließlich dazugehöriger Ne-
benforderungen, die mit 10 Prozent des zu 
sichernden Vergütungsanspruchs anzuset-
zen sind, verlangen. Satz 1 gilt in demsel-
ben Umfang auch für Ansprüche, die an die 
Stelle der Vergütung treten. Der Anspruch 
des Unternehmers auf Sicherheit wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass der Bestel-
ler Erfüllung verlangen kann oder das Werk 
abgenommen hat. Ansprüche, mit denen 
der Besteller gegen den Anspruch des Un-
ternehmers auf Vergütung aufrechnen 
kann, bleiben bei der Berechnung der Ver-
gütung unberücksichtigt, es sei denn, sie 
sind unstreitig oder rechtskräftig festgestellt. 
Die Sicherheit ist auch dann als ausreichend 
anzusehen, wenn sich der Sicherungsgeber 
das Recht vorbehält, sein Versprechen im 
Falle einer wesentlichen Verschlechterung 
der Vermögensverhältnisse des Bestellers 
mit Wirkung für Vergütungsansprüche aus 
Bauleistungen zu widerrufen, die der Unter-
nehmer bei Zugang der Widerrufserklärung 
noch nicht erbracht hat. 

 (1) Der Unternehmer kann vom Bestel-
ler Sicherheit für die auch in Zusatzaufträ-
gen vereinbarte und noch nicht gezahlte 
Vergütung einschließlich dazugehöriger Ne-
benforderungen, die mit 10 Prozent des zu 
sichernden Vergütungsanspruchs anzuset-
zen sind, verlangen. Satz 1 gilt in demsel-
ben Umfang auch für Ansprüche, die an die 
Stelle der Vergütung treten. Der Anspruch 
des Unternehmers auf Sicherheit wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass der Bestel-
ler Erfüllung verlangen kann oder das Werk 
abgenommen hat. Ansprüche, mit denen 
der Besteller gegen den Anspruch des Un-
ternehmers auf Vergütung aufrechnen 
kann, bleiben bei der Berechnung der Ver-
gütung unberücksichtigt, es sei denn, sie 
sind unstreitig oder rechtskräftig festgestellt. 
Die Sicherheit ist auch dann als ausreichend 
anzusehen, wenn sich der Sicherungsgeber 
das Recht vorbehält, sein Versprechen im 
Falle einer wesentlichen Verschlechterung 
der Vermögensverhältnisse des Bestellers 
mit Wirkung für Vergütungsansprüche aus 
Bauleistungen zu widerrufen, die der Unter-
nehmer bei Zugang der Widerrufserklärung 
noch nicht erbracht hat. 

(2) Die Sicherheit kann auch durch 
eine Garantie oder ein sonstiges Zahlungs-
versprechen eines im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befug-
ten Kreditinstituts oder Kreditversicherers 
geleistet werden. Das Kreditinstitut oder der 
Kreditversicherer darf Zahlungen an den 
Unternehmer nur leisten, soweit der Bestel-
ler den Vergütungsanspruch des Unterneh-
mers anerkennt oder durch vorläufig voll-
streckbares Urteil zur Zahlung der Vergü-
tung verurteilt worden ist und die Vorausset-
zungen vorliegen, unter denen die Zwangs-
vollstreckung begonnen werden darf. 

(2) Die Sicherheit kann auch durch 
eine Garantie oder ein sonstiges Zahlungs-
versprechen eines im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb befug-
ten Kreditinstituts oder Kreditversicherers 
geleistet werden. Das Kreditinstitut oder der 
Kreditversicherer darf Zahlungen an den 
Unternehmer nur leisten, soweit der Bestel-
ler den Vergütungsanspruch des Unterneh-
mers anerkennt oder durch vorläufig voll-
streckbares Urteil zur Zahlung der Vergü-
tung verurteilt worden ist und die Vorausset-
zungen vorliegen, unter denen die Zwangs-
vollstreckung begonnen werden darf. 
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(3) Der Unternehmer hat dem Bestel-
ler die üblichen Kosten der Sicherheitsleis-
tung bis zu einem Höchstsatz von 2 Prozent 
für das Jahr zu erstatten. Dies gilt nicht, so-
weit eine Sicherheit wegen Einwendungen 
des Bestellers gegen den Vergütungsan-
spruch des Unternehmers aufrechterhalten 
werden muss und die Einwendungen sich 
als unbegründet erweisen. 

(3)  Der Unternehmer hat dem Bestel-
ler die üblichen Kosten der Sicherheitsleis-
tung bis zu einem Höchstsatz von 2 Prozent 
für das Jahr zu erstatten. Dies gilt nicht, so-
weit eine Sicherheit wegen Einwendungen 
des Bestellers gegen den Vergütungsan-
spruch des Unternehmers aufrechterhalten 
werden muss und die Einwendungen sich 
als unbegründet erweisen. 

(4) Soweit der Unternehmer für seinen 
Vergütungsanspruch eine Sicherheit nach 
Absatz 1 oder 2 erlangt hat, ist der Anspruch 
auf Einräumung einer Sicherungshypothek 
nach § 650e ausgeschlossen. 

(4) Soweit der Unternehmer für seinen 
Vergütungsanspruch eine Sicherheit nach 
Absatz 1 oder 2 erlangt hat, ist der Anspruch 
auf Einräumung einer Sicherungshypothek 
nach § 650e ausgeschlossen. 

(5) Hat der Unternehmer dem Bestel-
ler erfolglos eine angemessene Frist zur 
Leistung der Sicherheit nach Absatz 1 be-
stimmt, so kann der Unternehmer die Leis-
tung verweigern oder den Vertrag kündigen. 
Kündigt er den Vertrag, ist der Unternehmer 
berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu 
verlangen; er muss sich jedoch dasjenige 
anrechnen lassen, was er infolge der Aufhe-
bung des Vertrages an Aufwendungen er-
spart oder durch anderweitige Verwendung 
seiner Arbeitskraft erwirbt oder böswillig zu 
erwerben unterlässt. Es wird vermutet, dass 
danach dem Unternehmer 5 Prozent der auf 
den noch nicht erbrachten Teil der Werkleis-
tung entfallenden vereinbarten Vergütung 
zustehen. 

(5) Hat der Unternehmer dem Bestel-
ler erfolglos eine angemessene Frist zur 
Leistung der Sicherheit nach Absatz 1 be-
stimmt, so kann der Unternehmer die Leis-
tung verweigern oder den Vertrag kündigen. 
Kündigt er den Vertrag, ist der Unternehmer 
berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu 
verlangen; er muss sich jedoch dasjenige 
anrechnen lassen, was er infolge der Aufhe-
bung des Vertrages an Aufwendungen er-
spart oder durch anderweitige Verwendung 
seiner Arbeitskraft erwirbt oder böswillig zu 
erwerben unterlässt. Es wird vermutet, dass 
danach dem Unternehmer 5 Prozent der auf 
den noch nicht erbrachten Teil der Werkleis-
tung entfallenden vereinbarten Vergütung 
zustehen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden keine 
Anwendung, wenn der Besteller  

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden keine 
Anwendung, wenn der Besteller  

1. eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen ist, über deren Ver-
mögen ein Insolvenzverfahren unzuläs-
sig ist, oder 

1. eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen ist, über deren Ver-
mögen ein Insolvenzverfahren unzuläs-
sig ist, oder 

2. Verbraucher ist und es sich um einen 
Verbraucherbauvertrag nach § 650i o-
der um einen Bauträgervertrag nach § 
650u handelt. 

2. Verbraucher ist und es sich um einen 
Verbraucherbauvertrag nach § 650i o-
der um einen Bauträgervertrag nach 
§ 650v handelt. 

Satz 1 Nummer 2 gilt nicht bei Betreuung 
des Bauvorhabens durch einen zur Verfü-
gung über die Finanzierungsmittel des Be-
stellers ermächtigten Baubetreuer. 

Satz 1 Nummer 2 gilt nicht bei Betreuung 
des Bauvorhabens durch einen zur Verfü-
gung über die Finanzierungsmittel des Be-
stellers ermächtigten Baubetreuer. 
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(7) Eine von den Absätzen 1 bis 5 ab-
weichende Vereinbarung ist unwirksam. 

(7) Eine von den Absätzen 1 bis 5 ab-
weichende Vereinbarung ist unwirksam. 

§ 650n § 650n 

Erstellung und Herausgabe von Unterla-
gen 

Erstellung und Herausgabe von Unterla-
gen 

(1) Rechtzeitig vor Beginn der Ausfüh-
rung einer geschuldeten Leistung hat der 
Unternehmer diejenigen Planungsunterla-
gen zu erstellen und dem Verbraucher her-
auszugeben, die dieser benötigt, um gegen-
über Behörden den Nachweis führen zu 
können, dass die Leistung unter Einhaltung 
der einschlägigen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften ausgeführt werden wird. Die Pflicht 
besteht nicht, soweit der Verbraucher oder 
ein von ihm Beauftragter die wesentlichen 
Planungsvorgaben erstellt. 

(1) Rechtzeitig vor Beginn der Ausfüh-
rung einer geschuldeten Leistung hat der 
Unternehmer diejenigen Planungsunterla-
gen zu erstellen und dem Verbraucher her-
auszugeben, die dieser benötigt, um gegen-
über Behörden den Nachweis führen zu 
können, dass die Leistung unter Einhaltung 
der einschlägigen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften ausgeführt werden wird. Die Pflicht 
besteht nicht, soweit der Verbraucher oder 
ein von ihm Beauftragter die wesentlichen 
Planungsvorgaben erstellt. 

(2) Spätestens mit der Fertigstellung 
des Werks hat der Unternehmer diejenigen 
Unterlagen zu erstellen und dem Verbrau-
cher herauszugeben, die dieser benötigt, 
um gegenüber Behörden den Nachweis füh-
ren zu können, dass die Leistung unter Ein-
haltung der einschlägigen öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften ausgeführt worden ist. 

(2) Spätestens mit der Fertigstellung 
des Werks hat der Unternehmer diejenigen 
Unterlagen zu erstellen und dem Verbrau-
cher herauszugeben, die dieser benötigt, 
um gegenüber Behörden den Nachweis füh-
ren zu können, dass die Leistung unter Ein-
haltung der einschlägigen öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften ausgeführt worden ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend, wenn ein Dritter, etwa ein Darle-
hensgeber, Nachweise für die Einhaltung 
bestimmter Bedingungen verlangt und wenn 
der Unternehmer die berechtigte Erwartung 
des Verbrauchers geweckt hat, diese Bedin-
gungen einzuhalten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend, wenn ein Dritter, etwa ein Darlehens-
geber, Nachweise für die Einhaltung be-
stimmter Bedingungen verlangt und wenn 
der Unternehmer die berechtigte Erwartung 
des Verbrauchers geweckt hat, diese Bedin-
gungen einzuhalten. 
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Kapitel 4 Kapitel 4 

Unabdingbarkeit Gebäudeverträge zwischen fachkun-
digen Unternehmern 

 § 650o 

 Beschaffenheitsvereinbarung und Sach-
mängelhaftung  

 (1) Ein Gebäudebauvertrag ist ein 
Bauvertrag im Sinne des § 650a Absatz 1 
Satz 1, der ein Gebäude, die zu einem Ge-
bäude gehörende Außenanlage oder einen 
Teil davon betrifft. Für Gebäudebauverträge 
zwischen fachkundigen Unternehmern gel-
ten die Absätze 2 und 3. 

 (2) In der Beschaffenheitsvereinba-
rung im Sinne des § 633 Absatz 2 Satz 1 
können die Vertragsparteien von den aner-
kannten Regeln der Technik abweichen, 
ohne dass der Unternehmer den Besteller 
über die mit dieser Abweichung verbunde-
nen Risiken und Konsequenzen aufklären 
muss. 

 (3) Ist keine Beschaffenheit vereinbart, 
begründet ein Abweichen von den aner-
kannten Regeln der Technik dann keinen 
Sachmangel im Sinne des § 633 Absatz 2 
Satz 2, wenn 

 1. die dauerhafte Sicherheit und Eignung 
des Gebäudes, der Außenanlage oder 
des Teils davon für die vertragsgemäße 
oder sonst für die gewöhnliche Verwen-
dung durch eine gleichwertige Ausfüh-
rung gewährleistet ist und 

 2. der Unternehmer dem Besteller diese 
Abweichung vor Ausführung der Bau-
leistung anzeigt und der Besteller die-
ser nicht unverzüglich widerspricht. 

 Kapitel 5 

Unabdingbarkeit 

§ 650o § 650o wird zu § 650p 

Abweichende Vereinbarungen Abweichende Vereinbarungen 
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Von § 640 Absatz 2 Satz 2, den §§ 650i bis 
650l und 650n kann nicht zum Nachteil des 
Verbrauchers abgewichen werden. Diese 
Vorschriften finden auch Anwendung, wenn 
sie durch anderweitige Gestaltungen um-
gangen werden. 

Von § 640 Absatz 2 Satz 2, den §§ 650i bis 
650l und 650n kann nicht zum Nachteil des 
Verbrauchers abgewichen werden. Diese 
Vorschriften finden auch Anwendung, wenn 
sie durch anderweitige Gestaltungen um-
gangen werden. 

Untertitel 2 Untertitel 2 

Architektenvertrag und Ingenieurvertrag Architektenvertrag und Ingenieurvertrag 

§ 650p § 650p wird zu § 650q 

Vertragstypische Pflichten aus Architek-
ten- und Ingenieurverträgen 

Vertragstypische Pflichten aus Architek-
ten- und Ingenieurverträgen 

(1) Durch einen Architekten- oder In-
genieurvertrag wird der Unternehmer ver-
pflichtet, die Leistungen zu erbringen, die 
nach dem jeweiligen Stand der Planung und 
Ausführung des Bauwerks oder der Außen-
anlage erforderlich sind, um die zwischen 
den Parteien vereinbarten Planungs- und 
Überwachungsziele zu erreichen. 

(1) Durch einen Architekten- oder In-
genieurvertrag wird der Unternehmer ver-
pflichtet, die Leistungen zu erbringen, die 
nach dem jeweiligen Stand der Planung und 
Ausführung des Bauwerks oder der Außen-
anlage erforderlich sind, um die zwischen 
den Parteien vereinbarten Planungs- und 
Überwachungsziele zu erreichen. 

(2) Soweit wesentliche Planungs- und 
Überwachungsziele noch nicht vereinbart 
sind, hat der Unternehmer zunächst eine 
Planungsgrundlage zur Ermittlung dieser 
Ziele zu erstellen. Er legt dem Besteller die 
Planungsgrundlage zusammen mit einer 
Kosteneinschätzung für das Vorhaben zur 
Zustimmung vor. 

(2) Soweit wesentliche Planungs- und 
Überwachungsziele noch nicht vereinbart 
sind, hat der Unternehmer zunächst eine 
Planungsgrundlage zur Ermittlung dieser 
Ziele zu erstellen. Er legt dem Besteller die 
Planungsgrundlage zusammen mit einer 
Kosteneinschätzung für das Vorhaben zur 
Zustimmung vor. 

§ 650q § 650q wird zu § 650r 

Anwendbare Vorschriften Anwendbare Vorschriften 

(1) Für Architekten- und Ingenieurver-
träge gelten die Vorschriften des Kapitels 1 
des Untertitels 1 sowie die §§ 650b, 650e 
bis 650h entsprechend, soweit sich aus die-
sem Untertitel nichts anderes ergibt. 

(1) Für Architekten- und Ingenieurver-
träge gelten die Vorschriften des Kapitels 1 
des Untertitels 1 sowie die §§ 650a Absatz 
3, 650b, 650e bis 650h und 650o entspre-
chend, soweit sich aus diesem Untertitel 
nichts anderes ergibt. 
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(2) Für die Vergütungsanpassung im 
Fall von Anordnungen nach § 650b Absatz 
2 gelten die Entgeltberechnungsregeln der 
Honorarordnung für Architekten und Ingeni-
eure in der jeweils geltenden Fassung, so-
weit infolge der Anordnung zu erbringende 
oder entfallende Leistungen vom Anwen-
dungsbereich der Honorarordnung erfasst 
werden. Im Übrigen gilt § 650c entspre-
chend. 

(2) Für die Vergütungsanpassung im 
Fall von Anordnungen nach § 650b Absatz 
2 gelten die Entgeltberechnungsregeln der 
Honorarordnung für Architekten und Ingeni-
eure in der jeweils geltenden Fassung, so-
weit infolge der Anordnung zu erbringende 
oder entfallende Leistungen vom Anwen-
dungsbereich der Honorarordnung erfasst 
werden. Im Übrigen gilt § 650c entspre-
chend. 

§ 650r § 650r wird zu § 650s 

Sonderkündigungsrecht Sonderkündigungsrecht 

(1) Nach Vorlage von Unterlagen ge-
mäß § 650p Absatz 2 kann der Besteller den 
Vertrag kündigen. Das Kündigungsrecht er-
lischt zwei Wochen nach Vorlage der Unter-
lagen, bei einem Verbraucher jedoch nur 
dann, wenn der Unternehmer ihn bei der 
Vorlage der Unterlagen in Textform über 
das Kündigungsrecht, die Frist, in der es 
ausgeübt werden kann, und die Rechtsfol-
gen der Kündigung unterrichtet hat. 

(1) Nach Vorlage von Unterlagen ge-
mäß § 650q Absatz 2 kann der Besteller den 
Vertrag kündigen. Das Kündigungsrecht er-
lischt zwei Wochen nach Vorlage der Unter-
lagen, bei einem Verbraucher jedoch nur 
dann, wenn der Unternehmer ihn bei der 
Vorlage der Unterlagen in Textform über 
das Kündigungsrecht, die Frist, in der es 
ausgeübt werden kann, und die Rechtsfol-
gen der Kündigung unterrichtet hat. 

(2) Der Unternehmer kann dem Be-
steller eine angemessene Frist für die Zu-
stimmung nach § 650p Absatz 2 Satz 2 set-
zen. Er kann den Vertrag kündigen, wenn 
der Besteller die Zustimmung verweigert o-
der innerhalb der Frist nach Satz 1 keine Er-
klärung zu den Unterlagen abgibt. 

(2) Der Unternehmer kann dem Be-
steller eine angemessene Frist für die Zu-
stimmung nach § 650p Absatz 2 Satz 2 set-
zen. Er kann den Vertrag kündigen, wenn 
der Besteller die Zustimmung verweigert o-
der innerhalb der Frist nach Satz 1 keine Er-
klärung zu den Unterlagen abgibt. 

(3) Wird der Vertrag nach Absatz 1 o-
der 2 gekündigt, ist der Unternehmer nur be-
rechtigt, die Vergütung zu verlangen, die auf 
die bis zur Kündigung erbrachten Leistun-
gen entfällt. 

(3) Wird der Vertrag nach Absatz 1 o-
der 2 gekündigt, ist der Unternehmer nur be-
rechtigt, die Vergütung zu verlangen, die auf 
die bis zur Kündigung erbrachten Leistun-
gen entfällt. 

§ 650s § 650s wird zu § 650t 

Teilabnahme Teilabnahme 

Der Unternehmer kann ab der Ab-
nahme der letzten Leistung des bauausfüh-
renden Unternehmers oder der bauausfüh-
renden Unternehmer eine Teilabnahme der 
von ihm bis dahin erbrachten Leistungen 
verlangen. 

Der Unternehmer kann ab der Ab-
nahme der letzten Leistung des bauausfüh-
renden Unternehmers oder der bauausfüh-
renden Unternehmer eine Teilabnahme der 
von ihm bis dahin erbrachten Leistungen 
verlangen. 
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§ 650t § 650t wird zu § 650u 

Gesamtschuldnerische Haftung mit dem 
bauausführenden Unternehmer 

Gesamtschuldnerische Haftung mit dem 
bauausführenden Unternehmer 

Nimmt der Besteller den Unternehmer 
wegen eines Überwachungsfehlers in An-
spruch, der zu einem Mangel an dem Bau-
werk oder an der Außenanlage geführt hat, 
kann der Unternehmer die Leistung verwei-
gern, wenn auch der ausführende Bauunter-
nehmer für den Mangel haftet und der Be-
steller dem bauausführenden Unternehmer 
noch nicht erfolglos eine angemessene Frist 
zur Nacherfüllung bestimmt hat. 

Nimmt der Besteller den Unternehmer 
wegen eines Überwachungsfehlers in An-
spruch, der zu einem Mangel an dem Bau-
werk oder an der Außenanlage geführt hat, 
kann der Unternehmer die Leistung verwei-
gern, wenn auch der ausführende Bauunter-
nehmer für den Mangel haftet und der Be-
steller dem bauausführenden Unternehmer 
noch nicht erfolglos eine angemessene Frist 
zur Nacherfüllung bestimmt hat. 

§ 650u § 650u wird zu § 650v 

Bauträgervertrag; anwendbare Vor-
schriften 

Bauträgervertrag; anwendbare Vor-
schriften 

(1) Ein Bauträgervertrag ist ein Vertrag, 
der die Errichtung oder den Umbau eines 
Hauses oder eines vergleichbaren Bau-
werks zum Gegenstand hat und der zu-
gleich die Verpflichtung des Unternehmers 
enthält, dem Besteller das Eigentum an dem 
Grundstück zu übertragen oder ein Erbbau-
recht zu bestellen oder zu übertragen. Hin-
sichtlich der Errichtung oder des Umbaus 
finden die Vorschriften des Untertitels 1 An-
wendung, soweit sich aus den nachfolgen-
den Vorschriften nichts anderes ergibt. Hin-
sichtlich des Anspruchs auf Übertragung 
des Eigentums an dem Grundstück oder auf 
Übertragung oder Bestellung des Erbbau-
rechts finden die Vorschriften über den Kauf 
Anwendung. 

(1) Ein Bauträgervertrag ist ein Vertrag, 
der die Errichtung oder den Umbau eines 
Hauses oder eines vergleichbaren Bau-
werks zum Gegenstand hat und der zu-
gleich die Verpflichtung des Unternehmers 
enthält, dem Besteller das Eigentum an dem 
Grundstück zu übertragen oder ein Erbbau-
recht zu bestellen oder zu übertragen. Hin-
sichtlich der Errichtung oder des Umbaus 
finden die Vorschriften des Untertitels 1 An-
wendung, soweit sich aus den nachfolgen-
den Vorschriften nichts anderes ergibt. Hin-
sichtlich des Anspruchs auf Übertragung 
des Eigentums an dem Grundstück oder auf 
Übertragung oder Bestellung des Erbbau-
rechts finden die Vorschriften über den Kauf 
Anwendung. 

(2) Keine Anwendung finden die §§ 648, 
648a, 650b bis 650e, 650k Absatz 1 sowie 
die §§ 650l und 650m Absatz 1. 

(2) Keine Anwendung finden die §§ 
648, 648a, 650b bis 650e, 650k Absatz 1 so-
wie die §§ 650l und 650m Absatz 1. 

§ 650v § 650v wird zu § 650w 

Abschlagszahlungen Abschlagszahlungen 

Der Unternehmer kann von dem Bestel-
ler Abschlagszahlungen nur verlangen, so-
weit sie gemäß einer Verordnung auf Grund 
von Artikel 244 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche vereinbart 
sind. 

Der Unternehmer kann von dem Bestel-
ler Abschlagszahlungen nur verlangen, so-
weit sie gemäß einer Verordnung auf Grund 
von Artikel 244 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche vereinbart 
sind. 
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Einführungsgesetz zum Bürger-
lichen Gesetzbuche 

Einführungsgesetz zum Bürger-
lichen Gesetzbuche 

( - BGBEG) 
vom: 18.08.1896 - zuletzt geän-

dert durch Art. 3 G v. 
11.12.2023 I Nr. 354 

( - BGBEG) 
vom: 18.08.1896 - zuletzt geän-

dert durch Art. 2 G v. 
11.06.2024 I Nr. 185 

Artikel 229 Artikel 229 

Weitere Überleitungsvorschriften Weitere Überleitungsvorschriften 

(weggefallen) (weggefallen) 

 Anfügung eines neuen § …. [einsetzen: 
nächste bei der Verkündung freie Zählbe-
zeichnung] 

 § [yx] 

 Übergangsvorschrift zum Gebäudetyp-
E-Gesetz 

 Auf ein Schuldverhältnis, das vor dem 
… [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
nach Artikel 3 dieses Gesetzes] entstanden 
ist, finden die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs in ihrer bis dahin geltenden 
Fassung Anwendung. 
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